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Der erste Jahrestag der Covid-19-Pandemie verging in Brasilien ohne jegliche Feierlichkeiten.
Tatsächlich gibt es in der aktuellen Situation nichts zu feiern. Wie Studien ergeben, hat die soziale
Isolation, in der wir seit März 2020 leben, zu einem Anstieg der Vorfälle an häuslicher Gewalt und
Femiziden geführt. Im Oktober 2020 zeigten Erhebungen, dass in Brasilien zwischen März und
August 497 Frauen getötet wurden. Das bedeutet, dass alle neun Stunden eine Frau ermordet
wurde. Die Bundesstaaten mit den höchsten Gewalt- und Mordraten sind São Paulo, Minas Gerais
und Bahia. Die von sieben Journalistenteams durchgeführten Erhebungen weisen auf einen Anstieg
der Zahlen während der Pandemie hin. Sie verdeutlichen auch, dass die niedrigen Zahlen
gewaltbezogener Vorfälle in einigen Bundesstaaten tatsächlich auf ihre Untererfassung
zurückzuführen sind. Die Daten zeigen, dass die Mehrheit der Opfer schwarze und arme Frauen
sind. In Minas Gerais zum Beispiel sind 61 % der Opfer schwarze Frauen.

Indigene Frauen

Seit dem Putsch gegen Dilma Rousseff von der Partido dos Trabalhadores (PT; Partei der
ArbeiterInnen) hat die Intensität der Angriffe auf indigene Bevölkerungsgruppen stark
zugenommen. Mit der Zerstörung von Hilfs- und Unterstützungseinrichtungen für indigene Völker
wie Fundação Nacional do Índio (FUNAI; wörtlich: Nationale Stiftung des Indios) sind die Dörfer nun
noch verwundbarer. Indigene Gemeinden werden auch durch illegalen Bergbau, Brände und
Agrobusiness angegriffen. Zudem hat die Gewalt gegen ihre VertreterInnen zugenommen. Mehrere
ihrer SprecherInnen wurden in den letzten Jahren getötet.

Daten über die Situation indigener Frauen fehlen generell. Einige Berichte deuten jedoch darauf hin,
dass sich ihre Situation verschlechtert hat, da häusliche Gewalt und Vergewaltigungen in den
Dörfern während der Pandemie zugenommen haben. Illegaler Bergbau führt zu einer Situation der
Verwundbarkeit und Gewalt in den indigenen Gemeinden. Wie eine/r der AnführerInnen berichtet,
führt die Schwierigkeit, sich selbst zu erhalten und ihre/seine Kinder zu ernähren, oft dazu, dass
indigene Frauen der gleichen oder sogar noch härteren Gewalt ausgesetzt sind als nicht-indigene
Frauen der ArbeiterInnenklasse. Sie alle leiden unter einem Mangel an finanzieller und anderer
Unabhängigkeit, was sie anfälliger für Verbrechen wie häusliche Gewalt, sexuelle Belästigung und in
den schlimmsten Fällen Femizid macht.

Zurücknahme von Errungenschaften

Wir sind uns bewusst, dass nicht erst die Regierung Bolsonaro Gewalt gegen Frauen hervorgebracht
hat. Der Kampf gegen Gewalt gegen Frauen reicht Jahrzehnte zurück. Obwohl die Errungenschaften
der letzten 30 Jahre seit der Verfassung von 1988 unzureichend waren, bedeuteten sie einen Schritt
in die richtige Richtung, ebenso wie alle anderen Fortschritte, die durch den Kampf sozialer
Bewegungen erreicht wurden.

Nach dem Putsch haben jedoch reaktionäre Sektoren, die mit der Rechten und rechtsextremen
evangelikalen Gruppen verbunden sind, die die so genannte „Bibelbank“ (in den
Parlamentskammern) bilden, versucht, den Frauen ihre Rechte und Errungenschaften zu nehmen,
indem sie der großen Mehrheit der Frauen der ArbeiterInnenklasse ein reaktionäres und
gewalttätiges Programm aufzwingen wollen. Dies geht einher mit der kapitalistischen neoliberalen
Agenda der Angriffe auf die Rechte von Arbeiterinnen. Zusätzlich zu Gesetzesänderungen, die den
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ArbeiterInnen verschiedene Rechte und Garantien entzogen haben, ist der Angriff auf Frauen noch
heftiger. Das liegt daran, dass Frauen, ohnehin der Doppelbelastung von Lohn- und Hausarbeit
ausgesetzt, in der Arbeitswelt um ein Vielfaches mehr unter noch niedrigeren Löhnen und
verlängerten Arbeitszeiten leiden. Die Rentenreform hat die Frauen der ArbeiterInnenklasse noch
stärker getroffen, da sie nun mit einer Erhöhung der notwendigen Lebensarbeitszeit konfrontiert
sind, um länger in die Rentenkassen einzuzahlen, wodurch der Rentenanspruch noch schwieriger zu
erreichen sein wird.

Die Regierung Bolsonaro hat bereits in ihrem ersten Amtsjahr 2019 die Mittel zur Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen drastisch gekürzt. Sie schaffte das Sekretariat für Frauenpolitik ab und schuf
stattdessen das Ministerium für Frauen, Familie und Menschenrechte (das die LGBTQ+-Agenda
ausschloss). Ein Ministerium, dessen ideologische Agenda darin besteht, „Moral und gutes
Benehmen“ zu bewahren, hat sogar die begrenzten verfassungsmäßigen Rechte und Garantien
angegriffen wie z. B. den Zugang zur assistierten Abtreibung in Fällen von Vergewaltigung,
Lebensgefahr für die Mutter oder Anenzephalie (schwere Missbildung des embryonalen bzw. fötalen
Gehirns).

Der reaktionäre Charakter der gegenwärtigen Regierung und derer, die sie unterstützen, wurde vor
allem durch die skandalöse Behandlung eines 10-jährigen vergewaltigten Kindes im Juli 2020
entlarvt. Das Recht auf Abtreibung dieses Vergewaltigungsopfers wurde in Frage gestellt, sein
Name veröffentlicht und es erlitt ein schweres psychologisches Trauma, da ExtremistInnen
versuchten, eine Abtreibung zu verhindern. Ministerin Damares Alves vom Ministerium für Frauen,
Familien und Menschenrechte, eine evangelikale Pastorin, erließ zwei Gesetze, die den Zugang zur
assistierten Abtreibung erschweren und peinliche und restriktive Maßnahmen für weibliche
Vergewaltigungsopfer schufen.

Ele Nao! Nicht er!

Unter den Bedingungen der Pandemie 2020 wurden viele der Angriffe der Regierung Bolsonaro auf
Frauen und die LGBTQ+-Community massiv spürbar, da die Mobilisierung schwieriger wurde. Doch
schon während des Präsidentschaftswahlkampfes 2018 ist klar geworden, dass uns im Falle eines
Sieges von Bolsonaro schwere Rückschläge bevorstehen würden. Seine Aussagen als Parlamentarier
zeigten bereits, dass die Angriffe auf Frauen, Schwule, Schwarze und Indigene hart ausfallen
würden.

Bolsonaro widmete seine Stimmabgabe für Dilmas Amtsenthebung dem Oberst Brilhante Ustra, der
während der Militärdiktatur für die Folterung inhaftierter linker, militanter Frauen verantwortlich
war. Dilma war eine von ihnen gewesen. Bolsonaro griff auch eine PT-Abgeordnete in der
Abgeordnetenkammer an und rief: ,,Ich würde sie nicht vergewaltigen, weil sie es nicht verdient
hat.“ In einer anderen Kampagne machte er deutlich, dass er die Quilombola-Schwarzen angreifen
würde, womit er sich auf die Dörfer der Schwarzen bezog, die aus der Sklaverei geflohen sind, um
ein selbstbestimmtes Leben zu führen. Ihr Kampf wird im rassistischen Narrativ mit Chaos
gleichgesetzt. Er drohte auch damit, die Linke und die sozialen Bewegungen anzugreifen.

Im Angesicht dieser Drohungen wurde die Bewegung „Ele Nao!“ (Nicht er!) in den sozialen Medien
populär, die eine beeindruckende Demonstration gegen die Wahl Bolsonaros organisieren konnte. In
einem erbitterten Kampf gewann Bolsonaro die Wahl. Es war eine Wahl, die von einer Politik des
Hasses gegen die PT, dem Verbot der Kandidatur Lulas und vielen Enthaltungen geprägt war.

In der neuen Regierung gingen Sparmaßnahmen gegen die ArbeiterInnen Hand in Hand mit der
Weiterführung der konservativen Agenda der rechtsextremen Evangelikalen. Die Frauenbewegung
hat in verschiedenen Kollektiven, die sich im ganzen Land ausbreiten, versucht, diese Angriffe zu



stoppen. Aber die aktuelle Situation führte dazu, dass die Pandemie eine entmutigende Wirkung auf
die Bewegungen ausübte. Die soziale Isolation hat viele Straßenbewegungen gelähmt. Viele
Kollektive agieren virtuell, andere gehen in extremen Fällen auf die Straße (wie im Fall des
vergewaltigten Mädchens, als RechtsextremistInnen versuchten, eine Abtreibung zu verhindern und
das Frauenkollektiv das Recht des Mädchens wahrte, indem es die ExtremistInnen von der
Krankenhaustür vertrieb).

Die Linke und soziale Bewegungen

Generell finden Aktionen gegen die Angriffe der Regierung Bolsonaro seit letztem Jahr über soziale
Medien statt. Die soziale Isolation schafft eine sehr starke Barriere gegen Aktionen. Die Angst vor
Ansteckung, aber auch die, als „Corona-LeugnerIn“ wie Bolsonaro zu erscheinen, hindert
Bewegungen daran, außerhalb des Internets zu agieren.

Bei den landesweiten Kommunalwahlen 2020 (in Brasilien finden sie alle am selben Tag statt), bei
denen Tausende von StadträtInnen und BürgermeisterInnen gewählt wurden, konzentrierte sich die
Linke oft auf Kandidaturen, die die Unterdrückten repräsentieren – Frauen, Schwarze und Trans-
Personen.

Die Webseite der Deutschen Welle Brasilien bewertet die Vielfalt in Bezug auf Geschlecht, sexuelle
und ethnische Identität bei den Wahlen 2020 als Fortschritt. Der Anstieg der Kandidaturen von
Unterdrückten war höher als 2016. Von den 503 Trans-KandidatInnen wurden 82 gewählt. In
Hauptstädten wie Belo Horizonte (Minas Gerais) und Aracaju (Sergipe) erhielten Trans-
KandidatInnen die meisten Stimmen. Die Zahl der Frauen im Allgemeinen sowie die Zahl der
schwarzen Frauen, die in gesetzgebende Ämter gewählt wurden, hat ebenfalls zugenommen. In 18
Städten gibt es 16 % weibliche Abgeordnete. Parteien wie Partido Socialismo e Liberdade (PSOL;
Partei für Sozialismus und Freiheit) und PT stellten die größte Anzahl von KandidatInnen aus den
sozial unterdrückten Schichten auf, aber auch die konservativen und liberalen Mainstream-Parteien
erhöhen die Anzahl der Kandidaturen von Frauen und rassistisch Unterdrückten. KommentatorInnen
führen diese Veränderung auf eine Reaktion gegen die Wahl Bolsonaros und seine rechtsextreme
Plattform zurück. Sie sehen darin einen Versuch der Reorganisation von Teilen der Linken, indem
KandidatInnen der sozialen Bewegungen aufgewertet werden. Darüber hinaus wird vielen
KandidatInnen zugesprochen, dass sie über die LGBTQ+- und Frauenagenda hinausgehen und sich
auf Fragen des Wohnungsbaus, der Bildung und Gesundheit der ArbeiterInnen zubewegen.

Verstärkte Polarisierung

AnalystInnen weisen aber auch darauf hin, dass rechtsextreme Kandidaturen zugenommen haben
und es in den gesetzgebenden Kammern zu vielen Auseinandersetzungen kommen wird.

Die Situation hat sich während der Pandemie für verschiedene Schichten verschlechtert. Die
Versäumnisse, vor allem nach der Krise in Manaus (Amazonas), als PatientInnen wegen
Sauerstoffmangels zu sterben begannen, sowie das Ende der Katastrophenhilfe, ein Anstieg der
Arbeitslosigkeit (allein die Schließung von Ford Brasilien führte zum Verlust von 55.000 direkten
und indirekten Arbeitsplätzen), Korruptionsskandale und die Veruntreuung von Geldern aus der
Covid-Hilfe, beginnen die Regierung Bolsonaro immer mehr zu zermürben. Angriffe auf die Presse
haben Unzufriedenheit erzeugt, sogar bei Teilen, die die PT angegriffen und Bolsonaro zum
Wahlsieg verholfen haben.

Viele harte Kämpfe liegen noch vor uns. Ohne Impfstoffe werden die Kämpfe jeden Tag härter,
besonders jetzt, wo wir mit einer sehr starken zweiten Welle der Pandemie und der neuen Variante
des Virus konfrontiert sind. Die PT und PSOL, linke Parteien mit parlamentarischer Vertretung,



agieren zaghaft im Aufruf zu Protesten auf der Straße, während sie sich darauf konzentrieren,
Unterstützung für „moderate“ Parteien im Rennen um die Präsidentschaft des Bundeskongresses zu
sammeln (obwohl diese Parteien Teil des Putsches gegen die Linke waren!).

Gleichzeitig können wir aber auch Anzeichen für ein mögliches Wiederaufleben von
Massenmobilisierungen sehen. Die 8M (Weltfrauenstreik) und Kollektive, die Teil des „World March
of Women“ (Weltfrauenmarsch) sind, nehmen an den aktuellen Mobilisierungen gegen Bolsonaro
teil, die in den „Carreatas“ (Autokorsos) der Gewerkschaften ihren Mittelpunkt haben. Dies sind
wichtige Schritte für die Frauenbewegung, sich mit den Mobilisierungen und Kämpfen der
ArbeiterInnen zu verbinden.

Nieder mit Bolsonaro!

In diesem Zusammenhang sehen wir die Notwendigkeit, den Kampf mit dem Aufbau einer
Einheitsfront gegen die Regierung Bolsonaro, den rechten Flügel und die Angriffe der Bosse
voranzutreiben. Die Bewegung müsste für drastische Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie
und gegen die Versuche der Bosse, die ArbeiterInnen für die Krise zahlen zu lassen, kämpfen. Aber
eine solche Einheit wird nur erreicht werden, wenn der Kampf für die Rechte der Frauen, gegen
Gewalt im Haus und in der Öffentlichkeit und gegen Femizide ein zentraler Teil dieser
Auseinandersetzung wird, der die Frauen der ArbeiterInnenklasse an die Spitze der
Frauenbewegung sowie des breiteren Kampfes der ArbeiterInnenbewegung gegen den
brasilianischen Kapitalismus bringt.

Versuche, eine Einheitsfront aufzubauen, sind bereits im Gange mit der Autokorso-Kampagne, die
Impfstoffe für alle und die Amtsenthebung Bolsonaros fordert. Aber Autokorsos allein können diese
Ziele nicht erreichen. Wir müssen mehr Autokorsos und Straßendemonstrationen organisieren, mit
dem klaren Ziel, einen Generalstreik auszurufen, der ein Ende der Regierung Bolsonaro fordert.

Trotz der Untätigkeit der Führung der linken Parteien darf die Einheitsfront niemals vor echten
militanten Aktionen gegen die Regierung zurückschrecken und muss die bewusstesten und
kämpferischsten Schichten der sozial Unterdrückten zusammen mit den militanten Teilen der
Gewerkschaftsbasis und der Linken einbeziehen.

Für einen Generalstreik!

Nieder mit Bolsonaro!

Für eine Regierung der ArbeiterInnen und Bauern/Bäuerinnen!


